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DieGesundheitsbranche ist seit jeher
durch eine hohe Regulierungsdichte
und eine großeMenge an Dokumen-
tationspflichten gekennzeichnet, was
verständlich ist, wenn man die Be-
deutung und den Stellenwert der be-
treffenden Leistungen im Hinblick
auf die damit verbundene Verant-
wortung betrachtet. Das Problem ist,
dass in den letzten Jahren die staatli-
che Regulierung in der Leistungser-
bringung von Gesundheitseinrich-
tungen immer weiter zugenommen
hat, wodurch auch der Bürokratie-
aufwand weiter gewachsen ist.

Nun liegt der Reformvorschlag des
Bundesgesundheitsministers Karl
Lauterbach vor. Aus dem Blickwinkel
des Medizincontrollings bringt der
Entwurf der Regierungskommission
in der praktischen Umsetzung eine
Vielzahl an Herausforderungen mit
sich. Allein im Bereich der Dokumen-
tations- undBerichtspflichtenwird im
Fall einer unveränderten Umsetzung
des Entwurfs eine zusätzliche Last auf
Gesundheitseinrichtungen zukom-
men: Es werden weiterhin sowohl all-
gemeineÜberprüfungen als auch ein-
zelne Fallanalysen benötigt, zusätz-
lich zu den Strukturvorgaben der
Einstufungen sowie Qualitäts- und
MD-Prüfungen, basierend auf der
Fallzahl. Dies führt zu einem zuneh-
menden Dokumentationsaufwand.
Um die Belastung zu verringern, wäre
es sinnvoll, Überschneidungen in den
MD-Prüfungen zu identifizieren und
zusammenzufassen.

Der aktuelle Vorschlag der Regie-
rungskommission basiert auf einer

Zu viel Bürokratie hemmt die Funktionsfähigkeit des
Gesundheitswesens:

Die DGfM fordert die Politik auf, die Bürokratielast im
Gesundheitswesen zu begrenzen

Nachbewertung des Krankenhaus-
aufenthaltes, was für einen Großteil
der Behandlungen (zum Beispiel im
BereichderNotfallversorgung) nicht
geeignet ist. Um eine ex-ante-Ein-
schätzung des Behandlungsverlaufs
zu ermöglichen, sind neue Kontext-
faktoren notwendig, die als Abgren-
zung zur ambulanten Versorgung
dienen können.

Des Weiteren gibt es Verbindungen
zwischen den Fallzahlen und den
Vorhaltebudgets sowie den Residu-
al-DRG. Dies kann zu ungewollten
Mengenausweitungen führen. Er-
fahrungen zeigen, dass Behandlun-
gen, die mit dem OPS (Operations-
system) klassifiziert sind, leicht in
Leistungsgruppen eingeteilt werden
können, die den Eingriff beschrei-
ben. Der Reformentwurf bezieht
sich jedoch auf Leistungsbereiche,
die an den Basis-DRG (Diagnosis
Related Groups) orientiert sind. Da-
her empfiehlt es sich, sowohl bei der
Praxistauglichkeit als auch bei der
Reduzierung der Bürokratie und
Komplexität weitere Verbesserun-
gen vorzunehmen. Durch den Re-
formvorschlag wird der bürokrati-
sche Aufwand nur weiter ansteigen.
Dabei haben die bürokratischen
Pflichten für Krankenhäuser undCo.
bereits jetzt ein kaum mehr tragba-
res Ausmaß erreicht: Seit 2020 hat
sich die Anzahl der Gesetze, Verord-
nungen und Bestimmungen, die di-
rekt oder indirekt auf die Kranken-
hausdokumentation wirken, rapide
erhöht. Allein seit dem 1. Januar
2020 gab es 238 relevante Gesetzes-
änderungen, Richtlinien, Verord-

nungen und Erlasse. Dabei betrafen
über 980 Detailregelungen imMedi-
zincontrolling Abrechnungs-, Doku-
mentations- und Nachweispflich-
ten, was zu einer weiteren Belastung
von Kliniken, Krankenkassen und
dem Medizinischen Dienst geführt
hat.

Ein aktuelles Beispiel ist die Veröf-
fentlichung zur Umsetzung der
Überprüfung von 267 kleinbedruck-
ten Seiten mit Kontextfaktoren für
ambulant erbringbare Leistungen,
die ab dem 16. Februar 2023 gilt.
Dies wird bei einem Drittel der Kli-
nikfälle zuweiteren Prüf- undDoku-
mentationspflichten im Aufnahme-
und Abrechnungsprozess führen.

Die Bürokratie belastet Ärzte und
Pflegekräfte, die gernemehr Zeit mit
ihren Patienten verbringen möch-
ten. Eine Studie von Asklepios aus
dem Jahr 2019 zeigte, dass 85 Pro-
zent der Stationsärzte und 68 Pro-
zent der leitenden Ärzte dadurch
frustriert waren,während 93Prozent
der Klinikärzte eineMisstrauenskul-
tur zu Lasten der Patienten erlebten.
Die in Studien und Beiträgen am
häufigsten benannten Bürokratie-
themen aus Krankenhaussicht sind
auszugsweise in der �Abbildung
benannt.

Versuche der Politik, Bürokratie ab-
zubauen, sind bislang gescheitert
oder haben sich sogar ins Gegenteil
verkehrt: Das MDK-Reformgesetz,
welches am 7. November 2019 vom
Bundestag verabschiedet wurde und
zum1. Januar 2020 inKraft trat, hat zu
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substanziellen Veränderungen in der
Krankenhaus-Rechnungsprüfung
geführt. Das Gesetz war aufgrund der
Tatsache notwendig geworden, dass
Krankenkassen zu oft Krankenhaus-
rechnungen kontrollierten, manch-
mal aus Wettbewerbsgründen und
aus einem grundlegenden Miss-
trauen gegenüber Krankenhäusern.
Das Ziel des Gesetzes war es, Büro-
kratie zu reduzieren und eine faire
Abrechnung durch Krankenhäuser
zu fördern. Das Gesetz hat jedoch
auch Strafzahlungen für Kranken-
häuser eingeführt. Da die Prüfrege-
lungen jetzt mit einem Sanktionssys-
tem versehen wurden, hat dies die
Konkurrenz zwischen Krankenkas-
sen undKrankenhäusern erhöht. Um
die Einkünfte in Kliniken zu sichern,
mussten die Dokumentationsanfor-
derungendeutlich gesteigertwerden.

Mit der Einführung von § 275d SGB
V wurden Strukturprüfungen einge-
führt. Anstatt wie bisher die techni-
schen und personellen Vorausset-
zungen für bestimmte Kranken-
hausleistungen einzeln zu prüfen,
wird das Verfahren nunmehr in
Form einer Strukturprüfung des je-
weiligen Operationen- und Proze-
durenschlüssels gebündelt. Kran-
kenhäusermüssen die Übereinstim-
mung mit den Strukturmerkmalen
durch den Medizinischen Dienst
überprüfen lassen, bevor sie ent-
sprechende Leistungen abrechnen
können. Diese Vorbereitung von
Strukturprüfungen ist ein zeitauf-
wändiger Prozess, der von den Mit-
arbeitenden im Medizincontrolling,
Ärzten, Pflegekräften, dem Sozial-
dienst und dem Patientenmanage-
ment unterstützt wird.

Obwohl positive Ergebnisse erzielt
werden, indem abrechnungsrele-
vante Operationen und Prozedur-
codes überprüft werden, ist es den-
noch notwendig, Strukturmerkmale
regelmäßig zu überwachen. Kran-
kenhäuser müssen den Landesver-
bänden der Krankenkassen und
dem Medizinischen Dienst mittei-
len, wenn sie ein oder mehrere
Strukturmerkmale über einen Mo-
nat nicht mehr einhalten. Die Über-
prüfung dieser Merkmale ist von
großer Bedeutung, da sie einen er-
heblichen Teil des Budgetvolumens
eines Krankenhauses ausmachen,
insbesondere bei hochdetaillierten
Komplexbehandlungscodes.

Leider führt das MDK-Reform-Ge-
setz nicht zu einer Reduzierung des
administrativen Aufwands, wie ur-
sprünglich gehofft. Krankenhäuser
senden den Kassen jedes Jahr etwa
16,7 Millionen Anträge für Kosten-
erstattungen von stationären Auf-
enthalten mit einem Gesamtwert
von 75 Milliarden Euro. Die Kassen
beschäftigen dafür oft mehrere hun-
dert Mitarbeiter. Auch der Personal-
aufwand beim Medizinischen
Dienst ist betroffen. Eine Vereinfa-
chung des Prozesses könnte auf bei-
den Seiten, Krankenhaus und Kran-
kenkasse, zu einer Freisetzung von
Ressourcen und zu enormen Kos-
teneinsparungen führen.

Trotz mehrerer Versuche, die Büro-
kratie im Gesundheitswesen zu re-
duzieren, steigen sowohl der Auf-
wand als auch die Kosten für büro-
kratische Prozesse in Klinikenweiter
an. Die Krankenhausreform der Re-
gierung ist dabei eine verpasste
Chance – anstelle der Möglichkeit,
Altlasten abzubauen und die Funk-
tionsfähigkeit von Kliniken ebenso
wie den Mehrwert für Patienten zu
verbessern, schaffen die Pläne zu-
sätzliche Bürden. Die Anforderun-
gen an die richtige Rechnungsstel-

lung werden immer komplexer und
die Konsequenzen von Verstößen
immer schwerwiegender. Daher ist
der hohe Aufwand für die Bürokrati-
sierung im Verhältnis zu den Kosten
fehlerhafter Rechnungen unverhält-
nismäßig hoch. Die Deutsche Ge-
sellschaft für Medizincontrolling e.V.
fordert die Politik deshalb auf, Büro-
kratielasten abzubauen und damit
sowohl finanzielle Ressourcen für
Krankenhäuser zu befreien sowie
ärztliche und pflegerische Betreu-
ungskapazitäten auszuweiten.$

Prof. Dr. Erika Raab

Vorstandsvorsitzende der DGfM
erika.raab@medizincontroller.de
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Abb.: Stichwortartige Übersicht zu den häufigsten Bürokratiethemen im Krankenhaus


